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Schaftskandidaten diesmal etwa 350 Millionen Dollar kosten 
wird (insgesamt werden die Wahlen am 6. November mehr 
als 1 Milliarde Dollar erfordern), wobei 210 Millionen aus 
privaten Spenden und 140 Millionen aus staatlichen Fonds 
kommen.24 Im Stadium der Primaries und der Caucus-Wah- 
len bekommen die Präsidentschaftskandidaten dann staat
liche Mittel, wenn sie in 20 Einzelstaaten jeweils 5 000 Dol
lar zu Beträgen von 250 Dollar und weniger sammeln. Sie 
erhalten — unter der Voraussetzung, daß sie ein Ausgaben
limit von 10 Millionen Dollar nicht überschreiten — aus Bun
desmitteln noch einmal Beträge in Höhe der gesammelten 
Summe. Anfang Juni waren dies 30,2 Millionen Dollar für die 
elf Kandidaten.25

Staatlich finanziert werden auch die Nationalkonvente 
beider Parteien — 1984 mit insgesamt etwa 12 Millionen Dol
lar. Für die eigentliche Wahlkampagne von Anfang Septem
ber bis Anfang November werden dann Mondale und Reagan 
noch einmal je 40 Millionen Dollar an staatlichen Mitteln zur 
Verfügung gestellt und außerdem noch weitere Mittel im 
Falle erfolgreicher Sammelaktionen von Kleinspenden.

Die staatliche Finanzierung verschafft den Präsident
schaftskandidaten der Demokraten und der Republikaner so 
eine recht solide finanzielle Basis für ihre Kampagne. Sie hat 
allerdings weder den Einfluß des Geldes der Konzerne auf die 
Kandidaten beseitigt, wie dies im Zusammenhang mit der 
Ausarbeitung des Federal Election Campaign Act angekün
digt worden war, noch generell die Bedeutung des Geldes für 
den Ausgang der Wahlen gemindert. „Die Ironie ist, daß ein 
Gesetz, dazu ausersehen, die Wichtigkeit von Geld im Wahl
kampf zu mindern, tatsächlich seine Wichtigkeit erhöht haben 
dürfte. “26

Mit der Begrenzung von Individualspenden auf 1 000 Dol
lar und Spenden von Organisationen auf 5 000 Dollar ist es 
nach dem Federal Election Campaign Act jetzt nicht mehr 
möglich, daß ein Präsidentschaftskandidat — wie 1972 bei 
Richard Nixon geschehen — 153 Einzelspenden in Höhe von 
über 50 000 Dollar erhalten kann. Dafür gibt es neue legale 
Möglichkeiten für die Kapitalgesellschaften und Monopol
gruppen, in den Wahlkampf einzugreifen. Die auch in die
sem Jahr geübte Praxis „reicher Familien“, 15mal und mehr 
jeweils 1 000 Dollar durch Familienmitglieder und leitende 
Angestellte spenden zu lassen, ist dabei nicht einmal die be
deutendste Möglichkeit.

Zur Hauptform der finanziellen und propagandistischen 
Einflußnahme der Konzerne auf die Präsidentschaftswahlen 
wurde die mit dem Federal Election Campaign Act einge
räumte Möglichkeit, private „unabhängige“ Political Action 
Committees (РАС) zu bilden, die einzelne Ziele und Forde
rungen von Präsidentschaftskandidaten unterstützen, ohne 
sich direkt in dessen Kampagne einzuordnen. Für die Komi
tees gibt es weder gesetzliche Beschränkungen hinsichtlich 
der Höhe der Ausgaben noch hinsichtlich der Höhe der Spen
den an sie. Im Jahre 1974 waren bei der Federal Election 
Commission etwa 60 Political Action Committees registriert. 
1980 waren es 2 500 und Ende 1983 schon 3 525. Bereits 1980 
lagen die Ausgaben dieser Komitees für die gesamten Wahlen 
bei 131 Millionen Dollar. Davon gaben sie zur Unterstützung 
von Präsidentschaftskandidaten 13,7 Millionen Dollar aus.27 
In diesem Jahr dürfte der Betrag wesentlich höher liegen.

Typisch für die Wahlkampagne 1984 ist, daß die Entste
hung einer Massenbewegung zur Nichtwiederwahl Reagans 
auch die Zusammensetzung der Political Action Committees 
prägt. Diese sind zwar nach wie vor zu einem beträchtlichen 
Teil Organisationsformen von Kapitalinteressen zur Unter
stützung der Präsidentschaftskandidaten bzw. der Einfluß
nahme auf sie (wobei diejenigen Komitees, die für Reagan 
eintreten, bei weitem über wiegen). Sie sind aber auch zum 
Teil Organisationsformen der demokratischen Bewegungen, 
um eine Wiederwahl Reagans zu verhinden. Von den beste
henden 3 525 Komitees sind 1 536 direkt von den Konzernen 
gebildet und 378 von den Gewerkschaften geschaffen worden. 
Es gibt das National Conservative Political Action Committee, 
dem 4,8 Millionen Dollar zur Verfügung stehen, „um seine 
Hetzkampagne gegen Liberale und gegen Kandidaten, die der 
Friedensbewegung und den Gewerkschaften nahestehen, zu

führen“.28 In die Präsidentschaftskampagne 1984 greifen aber 
auch solche Komitees wie „Freeze-Voter ’84“ und das „Ame
rican Committee against Nuclear War“ ein, die im Namen der 
über die Konfrontations- und Rüstungspolitik der Reagan- 
Administration besorgten USA-Bürger mit Forderungen nach 
dem Stopp der nuklearen Rüstung und nach Rückkehr zur 
Politik der Entspannung am Wahlkampf teilnehmen.
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Wirtschaftskriminalität in den USA
Wirtschaftsstraftaten verursachen in den USA jährlich einen 
Schaden von etwa 100 Milliarden Dollar (2,1 bis 4 Prozent des 
Bruttosozialprodukts).4 Eine Untersuchung unter Wirtschafts
unternehmen der USA, zu denen einige der größten und an
gesehensten gehören, ergab, daß 11 Prozent von ihnen sich 
während der letzten 10 Jahre krimineller Praktiken bedien
ten.2

Einen großen Umfang nimmt die kriminelle „Schatten
wirtschaft“ ein. Das bedeutet, daß ein erheblicher Teil der 
Einkommen steuerlich nicht erfaßt und nicht veranlagt wird. 
Diese Erscheinung wird durch fehlende Buchführung begün
stigt. Bis zu 30 Prozent des Bruttosozialprodukts, das jährlich 
ca. 3100 Milliarden Dollar beträgt, wird auf diesem Wege 
erwirtschaftet. Dadurch werden Milliarden Dollar an Steuern 
hinterzogen.3

Der Anteil der Wirtschaftsdelikte an der Gesamtkrimi
nalität beträgt 3 bis 5 Prozent. Dahinter verbirgt sich aber 
ein außerordentlich hohes Deliktspotential. Besonders stark 
zugenommen haben Angriffe auf EDV-Anlagen (Computer
manipulation, Computerspionage, Softwarediebstahl).4

FBI-Direktor Webster erklärte: „Es gibt wenige Geschäfte 
oder Industriezweige, die nichts mit Unternehmungen zu tun 
haben, die vom organisierten Verbrechen gelenkt werden.“ 
USA-Justizminister Smith bestätigte, daß sich „neue Formen 
des organisierten Verbrechens herausgebildet haben, die oft 
über den nationalen Rahmen hinausgehen“.5 Mafia, Cosa 
Nostra und andere derartige Zusammenschlüsse des organi
sierten Verbrechens sind nach Feststellung des US-Justiz- 
ministers ein „Krebsgeschwür des amerikanischen Lebens“, 
das fast die „gesamte Industrie des Landes befallen“ hat.® 
Die Einnahmen der Mafia werden auf 150 bis 175 Milliarden 
Dollar jährlich veranschlagt. 79 Milliarden Dollar entfallen 
auf nicht versteuerte Mafia-Umsätze und auf illegalen 
Rauschgifthandel.7 Neben Prostitution, Glücksspielen, Er
pressung und Rauschgiftschmuggel hat die Mafia inzwischen 
auch andere Bereiche unterwandert. Sie kontrolliert die Müll
abfuhr, besitzt in einigen Städten das Monopol für die Be
seitigung von Industrieabfällen, die nicht selten illegal ver
graben werden, und betreibt Restaurants, Reisebüros, Auto- 1
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